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Green Deal

Einige Ereignisse der letzten Wochen können auch 
positiv gedeutet werden. Zum nicht geringen Er-
staunen der Öffentlichkeit brachten die Regierun-
gen innerhalb weniger Tage Hunderte Milliarden 
Dollar auf, um das weltweite Bankensystem zu 
retten. Die Rückkehr des Staates als wirtschaftli-
cher Akteur und Regulator wurde unisono gefor-
dert und begrüßt. 

Gleichzeitig hat die Europäische Union in der 
Krise Profil gewonnen. Sie war für den einzelnen	
Bürger sichtbar: Ihre Repräsentanten, der Kom-
missionspräsident Manuel Barroso und der Präsi-
dent der Eurogruppe Jean-Claude Juncker waren	
meistens mit im Bildausschnitt. Der noch bis 
Ende Dezember amtierende Präsident der EU, 
Frankreichs Präsident Nicolas Sarkozy, spielt eine 
Schlüsselrolle. Mit der Einigung auf eine gemein-
same Linie kann die EU zu den Gewinnern der 
aktuellen Krise gezählt werden, selbst vor dem 
Hintergrund, dass die Rettungsprogramme natio-
nal gestrickt und umgesetzt wurden. 

Selbstverständlich ist die Krise damit aber nicht 
überwunden. Nach dem Beinahezusammenbruch 
des Bankensystems folgte der Börsencrash, und 
jetzt zeichnet sich deutlich der Schatten einer 
(Welt-)Wirtschaftskrise ab. Die Frage ist dabei, ob 
wir nur auf eine Rezession zusteuern, d. h. auf ein 
Abflauen bzw. eine Delle im Wachstum der Welt-
wirtschaft, oder ob eine Depression zu erwarten 
ist, mit einem dramatischen, absoluten Rückgang 
der Wirtschaftsleistungen, einem erheblichen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit und einem allgemei-
nen wirtschaftlichen und politischen Vertrauens-
verlust der Menschen in den hoch entwickelten 
Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften.

Sollte es zu einer Depression kommen, werden 
sich die Menschen in den westlichen Demokra-

tien umgehend an ihre Regierungen wenden, da-
mit diese der realen Wirtschaft ebenso großzügig 
unter die Arme greifen wie der Bankenwelt. Der 
Hinweis auf die „Großzügigkeit“ der Regierungen 
gegenüber den „Bankern“ wird nicht zu entkräf-
ten und der Druck der Öffentlichkeit auf die Poli-
tik wird massiv sein.

Konjunkturprogramme werden schon diskutiert 
und in Kürze häppchenweise vorgestellt. Die 
luxemburgische CSV-LSAP Regierung verkauft 
nachträglich ihren (im dichten Nebel erstellten) 
Haushalt 2009 als Konjunkturprogramm, die 
Bundesregierung denkt über Beihilfen für die Not 
leidende deutsche Automobilindustrie nach, die 
EU-Kommission möchte eine Reihe schon be-
schlossener Investitionen vorziehen und die Euro-
päische Investitionsbank (EIB) soll mehr Kapital 
bekommen, um insbesondere den Mittelstand zu 
fördern.

Gegen klassische Konjunkturprogramme gibt es 
eine Reihe guter Argumente. Entweder kommen 
sie zu spät, denn bis die zu finanzierenden Pro-
jekte aus den Schubladen heraus, die Genehmi-
gungsprozeduren durchlaufen und umgesetzt 
werden, ist der Aufschwung schon wieder da. 
Schlimmstenfalls führt das Konjunkturprogramm 
dann zu einer zusätzlichen Überhitzung der 
Wirtschaft und der Schuldenberg der kommenden 
Generation wächst weiter.

Sinnvoll und akzeptabel auch im Sinn der Gene-
rationengerechtigkeit sind allein Investitionspro-
gramme, welche die zukünftige Wirtschaftsleis-
tung unterstützen. Im 20. Jahrhundert ging es 
dabei größtenteils um den Bau von Wasserwegen, 
Häfen, Autobahnen und Flughäfen; heute stehen 
andere Investitionen an, um die Wirtschaft auf 
stabile Füße zu stellen. 
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Die Investitionen, die sich heute geradezu auf-	
drängen, stehen fast alle im Zeichen des Klima-	
schutzes: 

alternative Energiequellen wie Windparks, So-	
	 larstrom und Biogasanlagen mitsamt den dazu-	
	 gehörigen europaweiten (bis nach Nordafrika 	
	 reichenden) Netzen und Speicherkapazitäten; 

massive Investitionen in Energieeffizienz	
 	 und Wärmedämmung bei der bestehenden 	
	 Bausubstanz;

Ausbau der öffentlichen Verkehrsnetze;

Entwicklung und Kommerzialisierung effi-	
	 zienter Elektroautos und der dazugehörigen 	
	 Infrastrukturen;

Bau aller überfälligen Kläranlagen zur Reini-	
	 gung der Flüsse und massive Investition in die 	
	 Rettung der Meere (an erster Stelle des Mittel-	
	 meeres, das uns sonst unwiederbringlich ver-	
	 loren geht);

Aufforstungsprogramme und Bodenschutz 	
	 durch Umstellung der Landwirtschaft auf eine 	
	 nachhaltige Basis.
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Die europäische Antwort auf die Krise sollte also 
in der Entwicklung, Durchführung UND Finan-
zierung eines Investitionsprogramms in grüne 
Infrastrukturen liegen. Tatsächlich schlägt hier 
die Stunde der Europäischen Union. Sie kann an-
gesichts der gigantischen Herausforderung ihre 
Existenzberechtigung und ihren Mehrwert end-
lich wieder unter Beweis stellen. Als europäisches 
Projekt konzipiert, bietet ein solches Investitions-
programm noch dazu ein ideales Thema für den 
kommenden Europa-Wahlkampf und eine Basis 
für politische Koalitionen in der nächsten Legisla-
turperiode des Europäischen Parlaments.

Um der europäischen Wirtschaft und den Men-
schen eine Perspektive zu geben, Innovations-
geist und Dynamik zu fördern und gleichzeitig 
auf die drängenden Umweltprobleme zu reagie-
ren ist eine europäische Gemeinschaft für Klima-
schutz und nachhaltige Entwicklung der richtige 
Weg. 

Den europäischen Staatsfrauen und -männern 
bietet sich damit heute ein Projekt, das Wähler 
und Wirtschaft mitreißen könnte: nichts weniger 
als die Zukunft gilt es zu gewinnen.

 


